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1 Problembereich Kassenführung 

Die Kassenführung ist insbesondere in bargeldintensiven Betrieben eine Achillesferse. Die Praxis 

zeigt – und dies wird durch aktuelle Rechtsprechung bestätigt –, dass die Kassenführung in 

bargeldintensiven Betrieben z.B. in Einzelhandel und Gastronomie wie Restaurants, Imbissbuden 

und Eisdielen – vielfach zu bemängeln ist. Mängel in der Kassenführung bergen die Gefahr, dass 

die Buchhaltung und damit die Gewinnermittlung des Betriebs als nicht ordnungsgemäß eingestuft 

werden und die Finanzverwaltung Hinzuschätzungen zum Gewinn vornimmt. 

Mit den durch das Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen 

beschlossenen Maßnahmen sollen Steuerausfälle durch manipulierte Kassensysteme verhindert 

werden. Kernpunkt der gesetzlichen Änderungen ist, dass digitale Kassensysteme zukünftig – im 

Grundsatz ab 2020 – mit einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung vor Manipulationen 

geschützt werden müssen. Mit diesem Gesetz wurde aber auch die seit dem 1.1.2018 mögliche 

Kassen-Nachschau als unangekündigte Prüfung der Kassenführung durch die Finanzverwaltung 

eingeführt. 

Aktuell geben zwei Schreiben der Finanzverwaltung, nämlich das Anwendungsschreiben zur 

Kassen-Nachschau und die Neufassung des Anwendungserlasses zur Abgabenordnung im Hinblick 

auf den Einzelaufzeichnungsgrundsatz Anlass, dieses Thema nochmals aufzugreifen. Diese beiden 

Schreiben stellen wir im Folgenden vor. 

Handlungsanweisung: 

Grundsätzlich sollten eingesetzte Kassensysteme und die Kassenführung in jedem Betrieb einer Überprüfung 
unterzogen werden. Es ist zu prüfen, ob die formalen Aspekte, die an die Kassenführung gestellt werden, 
beachtet werden. Hinsichtlich der Kassenführung muss beim Bedienpersonal Sensibilität für die Bedeutung 
dieser Thematik geschaffen werden. 

2 Anwendungserlass der Finanzverwaltung zur Kassen-Nachschau 

Die Finanzverwaltung hat seit dem 1.1.2018 die Möglichkeit, bei bargeldintensiven Betrieben im 

Rahmen einer unangekündigten Kassen-Nachschau außerhalb einer regulären Außenprüfung die 

Ordnungsmäßigkeit der Kassenführung zu prüfen. Nun hat die Finanzverwaltung mit Schreiben des 

Bundesfinanzministeriums vom 29.5.2018 (Aktenzeichen IV A 4 – S 0316/13/10005 :054) einen 

Anwendungserlass zur Kassen-Nachschau bekannt geben. Diese Ausführungen sind für die Praxis 

äußerst hilfreich, da die Position der Finanzverwaltung deutlich wird und bestehende Zweifelsfragen 

geklärt werden. 

Handlungsanweisung: 

Auf dieser Basis sollten sich alle Betriebe, in denen eine Kasse geführt wird, insbesondere bargeldintensive 
Betriebe, auf eine mögliche Kassenprüfung vorbereiten. 



a) Gegenstand der Kassen-Nachschau 

Die Kassen-Nachschau ist ein besonderes Verfahren zur zeitnahen Prüfung der Ordnungsmäßigkeit 

der Kassenaufzeichnungen und der ordnungsgemäßen Übernahme der Kassenaufzeichnungen in 

die Buchführung. Allerdings ist die Kassen-Nachschau auch auf diese Aspekte beschränkt. Diese ist 

also keine steuerliche Außenprüfung, welche sich auf die steuerlichen Angelegenheiten für einen 

bestimmten Zeitraum insgesamt erstreckt. 

Gegenstand der Kassen-Nachschau können alle zulässigerweise eingesetzten Kassensysteme 

sein. Dies betrifft also sowohl die Kassenführung mittels elektronischer Systeme als auch die 

manuellen Formen der Kassenführung, also die 

– „offene“ Ladenkasse mit summarischer – retrograder – Ermittlung der Kasseneinnahmen und 
Kassenausgaben oder die 

– manuelle Ladenkasse, d.h. ohne Nutzung technischer Geräte und mit Einzelaufzeichnung aller 
Kasseneinnahmen und Kassenausgaben. 

Im Mittelpunkt stehen die technischen Formen der Kassenführung, so z.B. elektronische oder 

computergestützte Kassensysteme wie App-Kassensysteme oder Waagen mit 

Registrierkassenfunktion. Dies umfasst die Prüfung,  

– ob alle Zahlungsvorgänge über das Kassensystem erfasst werden, 

– ob die einzelnen Umsätze von der Kasse aufgezeichnet werden und diese Daten in 
elektronischer Form zur Auswertung zur Verfügung stehen, 

– ob das Kassensystem ordnungsgemäß eingesetzt wird, 

– ob eine ausreichende Verfahrensdokumentation zum Kassensystem vorliegt und 

– ob die Kasse kassensturzfähig ist. 

Hinweis: 

Als Verfahrensdokumentation sind Bedienungsanleitungen sowie Handbücher und Wartungsprotokolle 
vorzuhalten. Diese müssen zehn Jahre aufbewahrt werden. Dies gilt auch bei einem Wechsel des 
Kassensystems. 

Die Finanzverwaltung weist ausdrücklich darauf hin, dass der Amtsträger zur Prüfung der 

ordnungsgemäßen Kassenaufzeichnungen einen sog. „Kassensturz“ verlangen kann, da die 

Kassensturzfähigkeit (Soll-Ist-Abgleich) ein wesentliches Element der Nachprüfbarkeit von 

Kassenaufzeichnungen jedweder Form darstellt. Die Prüfung der Kassensturzfähigkeit geschieht 

durch folgende Schritte: 

– der laufende Geschäftsbetrieb wird kurz unterbrochen,  

– ein Kassenprotokoll für den aktuellen Tag (seit letztem Kassenabschluss) wird ausgedruckt,  

– zum Bar-Bestand vom Geschäftsschluss des Vortags werden die Bareinnahmen und die 
Barausgaben des laufenden Tags hinzuaddiert bzw. abgezogen und mit dem Kassen-Ist-Bestand 
verglichen. Weiterhin sind zwischenzeitlich erfolgte Entnahmen und Einlagen oder sonstige 
Barauslagen zu berücksichtigen. 

– Es darf sich bei ordnungsgemäßer Kassenführung nur eine geringe Differenz ergeben aus 
typischen Kassendifferenzen, die insbesondere durch Wechselgeldtransaktionen entstehen. 

Der Kassen-Nachschau unterliegen „u.a. elektronische oder computergestützte Kassensysteme 

oder Registrierkassen, App-Systeme, Waagen mit Registrierkassenfunktion, Taxameter, 

Wegstreckenzähler, Geldspielgeräte und offene Ladenkassen (summarische, retrograde Ermittlung 

der Tageseinnahmen sowie manuelle Einzelaufzeichnungen ohne Einsatz technischer Hilfsmittel)“ – 

so die Finanzverwaltung. 

Hinweis: 

Ausdrücklich aufgenommen in den Katalog der zu prüfenden Systeme wurden Taxameter, Wegstreckenzähler 
und Geldspielgeräte. Nach derzeitigem Stand unterliegen Fahrscheinautomaten und Warenautomaten nicht 
den Anforderungen, die an elektronische Kassensysteme gestellt werden. Es ist aber damit zu rechnen, dass 
die Finanzverwaltung auch diese in den Anwendungsbereich mit aufnimmt. 



b) Durchführung der Kassen-Nachschau 

Die Kassen-Nachschau wird beim Stpfl. vor Ort, also im Betrieb selbst von einem Mitarbeiter des 

Finanzamts durchgeführt. Die Prüfung erfolgt ohne vorherige Ankündigung. 

Im Rahmen der Kassen-Nachschau dürfen Amtsträger während der üblichen Geschäfts- und 

Arbeitszeiten Geschäftsgrundstücke oder Geschäftsräume von Stpfl. betreten, soweit dies für die 

Durchführung der Kassen-Nachschau erforderlich ist. Ein Durchsuchungsrecht gewährt die 

Kassen-Nachschau aber nicht. Die Kassen-Nachschau kann auch außerhalb der Geschäftszeiten 

vorgenommen werden, wenn im Unternehmen noch oder schon gearbeitet wird. 

Sobald der Amtsträger der Öffentlichkeit nicht zugängliche Geschäftsräume betreten will, den Stpfl. 

auffordert, das elektronische Aufzeichnungssystem zugänglich zu machen oder Aufzeichnungen, 

Bücher sowie die für die Führung des elektronischen Aufzeichnungssystems erheblichen sonstigen 

Organisationsunterlagen vorzulegen, Einsichtnahme in die digitalen Daten oder deren Übermittlung 

über die einheitliche digitale Schnittstelle verlangt oder den Stpfl. auffordert, Auskunft zu erteilen, hat 

er sich auszuweisen. Ist der Stpfl. selbst oder sein gesetzlicher Vertreter nicht anwesend, aber 

Personen, von denen angenommen werden kann, dass sie über alle wesentlichen Zugriffs- und 

Benutzungsrechte des Kassensystems des Stpfl. verfügen, hat der Amtsträger sich gegenüber 

diesen Personen auszuweisen und sie zur Mitwirkung bei der Kassen-Nachschau aufzufordern. 

Nach den Ausführungen der Finanzverwaltung haben dann diese Personen die Pflichten des Stpfl. 

zu erfüllen, soweit sie hierzu rechtlich und tatsächlich in der Lage sind.  

Hinweis: 

Es sollte generell eine strikte Anweisung an das Personal erfolgen, im Falle einer Kassen-Nachschau keinerlei 
Auskünfte zu geben oder Unterlagen herauszugeben. Dies sollte ausschließlich der Inhaber des Betriebs 
vornehmen. 

Generell ist es sinnvoll, bei Erscheinen eines Prüfers zur Durchführung einer Kassen-Nachschau den 
Steuerberater zu informieren. Dieser kann in professioneller Form mit dem Prüfer kommunizieren und die 
erforderlichen Daten bereitstellen. Ebenso lassen sich so Fragen oder Unklarheiten unmittelbar beantworten 
bzw. ausräumen. 

Ausdrücklich weist die Finanzverwaltung darauf hin, dass eine Beobachtung der Kassen und ihrer 

Handhabung in Geschäftsräumen, die der Öffentlichkeit zugänglich sind, insbesondere also in den 

Verkaufsräumen oder den Gastronomieräumen, ohne Pflicht zur Vorlage eines Ausweises zulässig 

ist. Dies gilt z.B. auch für Testkäufe und Fragen nach dem Geschäftsinhaber. Die 

Kassen-Nachschau muss nicht am selben Tag wie die Beobachtung der Kassen und ihrer 

Handhabung erfolgen. 

Hinweis: 

Gerade solche Testkäufe und Beobachtungen der Kassenführung können dem Amtsträger wichtige 
Erkenntnisse liefern. Nicht zuletzt kann dann in einem zweiten Schritt überprüft werden, wie diese Testkäufe im 
System aufgezeichnet und verbucht werden. 

c) Pflichten des Unternehmers 

Zur Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Aufzeichnungen hat der Stpfl. auf Verlangen des 

Amtsträgers für einen vom Amtsträger bestimmten Zeitraum Einsichtnahme in seine (digitalen) 

Kassenaufzeichnungen und -buchungen sowie die für die Kassenführung erheblichen sonstigen 

Organisationsunterlagen zu gewähren: 

– Der Amtsträger kann insbesondere verlangen, dass die gespeicherten Unterlagen und 
Aufzeichnungen auf einem maschinell verwertbaren Datenträger zur Verfügung gestellt werden. 
Dies ungeachtet der Tatsache, dass die einheitliche digitale Schnittstelle erst ab dem 1.1.2020 im 
Kassensystem vorhanden sein muss, da schon nach jetzigem Recht eine Möglichkeit des 
Datenexports im Kassensystem vorhanden sein muss. 

Handlungsanweisung: 

Der Stpfl. sollte den Datenexport aus dem eingesetzten System rechtzeitig testen, um sicherzustellen, dass 
über diesen die Daten vollständig und richtig ausgelesen werden können und er mit dieser Funktion vertraut 
ist. 



– Auf Anforderung des Amtsträgers sind die Verfahrensdokumentation zum eingesetzten 
Aufzeichnungssystem einschließlich (ab 2020) der Informationen zur zertifizierten technischen 
Sicherheitseinrichtung vorzulegen, d.h., es sind Bedienungsanleitungen, Programmieranleitungen und 
Datenerfassungsprotokolle über durchgeführte Programmänderungen vorzulegen. 

– Darüber hinaus sind Auskünfte zu erteilen. Dies umfasst insbesondere Erläuterungen zur 
Kassenführung. 

Hinweis: 

Zu Dokumentationszwecken ist der Amtsträger berechtigt, Unterlagen und Belege zu scannen oder zu 
fotografieren. 

d) Folgen der Kassen-Nachschau 

Nach den Ausführungen der Finanzverwaltung wird über den Verlauf und das Ergebnis der 

Kassen-Nachschau kein Prüfungsbericht gefertigt. Sollen auf Grund der Kassen-Nachschau 

Besteuerungsgrundlagen geändert werden, ist dem Stpfl. rechtliches Gehör zu gewähren. 

Hinweis: 

Im Ergebnis dürften somit zwei Szenarien vorkommen: 

1. Die Kassen-Nachschau führt zu keinen oder zu keinen wesentlichen Beanstandungen: Konsequenzen hat 
die Kassen-Nachschau dann nicht. 

2. Es ergeben sich (wesentliche) Mängel: In diesem Fall ist davon auszugehen, dass die Finanzverwaltung 
unmittelbar zu einer steuerlichen Außenprüfung, also einer Prüfung der steuerlichen Verhältnisse insgesamt 
übergeht. 

e) Übergang zur steuerlichen Außenprüfung 

Sofern ein Anlass zu Beanstandungen der Kassenaufzeichnungen, -buchungen oder nach dem 

31.12.2019 der zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung besteht, kann unmittelbar zur 

Außenprüfung übergegangen werden. Anlass zur Beanstandung kann es z.B. geben, wenn 

Dokumentationsunterlagen wie aufbewahrungspflichtige Betriebsanleitung oder Protokolle 

nachträglicher Programmänderungen nicht vorgelegt werden können. 

Einen Übergang zur Außenprüfung hält die Finanzverwaltung für geboten, wenn die sofortige 

Sachverhaltsaufklärung zweckmäßig erscheint und wenn anschließend auch die gesetzlichen 

Folgen der Außenprüfung für die Steuerfestsetzung eintreten sollen. Der Beginn einer 

Außenprüfung nach erfolgter Kassen-Nachschau ist unter Angabe von Datum und Uhrzeit 

aktenkundig zu machen. Der Übergang zur Außenprüfung ist dem Stpfl. bekannt zu geben, was 

schriftlich erfolgen muss. Bei einem sofortigen Übergang zur Außenprüfung ersetzt der schriftliche 

Übergangshinweis die Prüfungsanordnung. 

Handlungsanweisung: 

Spätestens zu diesem Zeitpunkt sollte der Stpfl. tunlichst den steuerlichen Berater informieren. 

3 Finanzverwaltung konkretisiert die geforderte „Einzelaufzeichnungspflicht“ 

Mit Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 19.6.2018 (Aktenzeichen IV A 4 – S 

0316/13/10005 :053) wurde der Anwendungserlass zur Abgabenordnung im Hinblick auf die 

Ordnungsvorschriften für die Buchführung neu gefasst und erweitert. Im Kern stehen hierbei 

Erläuterungen zur Einzelaufzeichnungspflicht bei der Kassenführung. Dies ist eine ganz zentrale 

Anforderung, die jetzt schon bei allen eingesetzten elektronischen Kassensystemen beachtet 

werden muss. 

a) Grundsatz der Einzelaufzeichnungspflicht 

Der Grundsatz der Einzelaufzeichnungspflicht ist ein zentrales Element einer ordnungsgemäßen 

Buchführung. Danach ist grundsätzlich jeder Geschäftsvorfall einzeln aufzuzeichnen, um eine 

Nachvollziehbarkeit zu gewährleisten. Das bedeutet nicht nur die Aufzeichnung der in Geld 

bestehenden Gegenleistung, also z.B. der Rechnungssumme oder des Gesamtbetrags eines 



Barverkaufs, sondern auch des Inhalts des Geschäfts, also der einzelnen Waren- oder 

Dienstleistungspositionen und des Namens des Vertragspartners. Dies gilt im Grundsatz auch für 

Bareinnahmen und für Barausgaben. 

Zeitnah, d.h. möglichst unmittelbar zu der Entstehung des jeweiligen Geschäftsvorfalls 

aufzuzeichnen sind der verkaufte, eindeutig bezeichnete Artikel, der endgültige Einzelverkaufspreis, 

der dazugehörige Umsatzsteuersatz und -betrag, vereinbarte Preisminderungen, die Zahlungsart, 

das Datum und der Zeitpunkt des Umsatzes sowie die verkaufte Menge bzw. Anzahl. Hiervon zu 

unterscheiden ist die Verbuchung. Eine Verpflichtung zur einzelnen Verbuchung (im Gegensatz zur 

Aufzeichnung) eines jeden Geschäftsvorfalls besteht aber nicht. So sind z.B. bei einem 

Kassensystem die einzelnen Verkaufspositionen einzeln zu erfassen. In der Buchhaltung kann auf 

der Basis dieser Einzelpositionen dagegen der gesamte Umsatz eines Tages – ggf. getrennt nach 

Steuersätzen – verbucht werden. 

Allerdings sind branchenspezifische Mindestaufzeichnungspflichten und 

Zumutbarkeitsgesichtspunkte zu berücksichtigen. Es wird z.B. nicht beanstandet, wenn die 

Mindestangaben zur Nachvollziehbarkeit des Geschäftsvorfalls einzeln aufgezeichnet werden, nicht 

jedoch die Kundendaten, sofern diese nicht zur Nachvollziehbarkeit und Nachprüfbarkeit des 

Geschäftsvorfalls benötigt werden. 

Hinweis: 

Wird zur Erfassung von aufzeichnungspflichtigen Geschäftsvorfällen ein elektronisches Aufzeichnungssystem 
verwendet und fällt dieses aus (z.B. Stromausfall, technischer Defekt), ist während dieser Zeit eine 
Aufzeichnung auf Papier zulässig. Die Ausfallzeit des elektronischen Aufzeichnungssystems ist zu 
dokumentieren und soweit vorhanden durch Nachweise zu belegen (z.B. Rechnung über Reparaturleistung). 

Der Grundsatz zur Einzelaufzeichnung gilt nicht nur für Stpfl., die den Gewinn mittels Bilanzierung 

ermitteln, sondern grundsätzlich auch bei einer Einnahmen-Überschussrechnung. 

b) Ausnahme von der Einzelaufzeichnungspflicht aus Zumutbarkeitsgründen 

In Ausnahmefällen kann aus Zumutbarkeitsgründen von einer Einzelaufzeichnung abgesehen 

werden. Die Aufzeichnung jedes einzelnen Geschäftsvorfalls ist nur dann nicht zumutbar, wenn es 

technisch, betriebswirtschaftlich und praktisch unmöglich ist, die einzelnen Geschäftsvorfälle 

aufzuzeichnen. So gilt beim Verkauf von Waren an eine Vielzahl von nicht bekannten Personen 

gegen Barzahlung die Einzelaufzeichnungspflicht aus Zumutbarkeitsgründen nicht, wenn kein 

elektronisches Aufzeichnungssystem, sondern eine offene Ladenkasse verwendet wird. In diesem 

Fall braucht also nicht der einzelne Geschäftsvorfall (Verkauf von Ware xy) aufgezeichnet zu 

werden. 

Hinweis: 

Wird allerdings tatsächlich ein elektronisches Aufzeichnungssystem verwendet (z.B. eine Registrierkasse), so 
kann sich der Stpfl. auf die vorgenannten Erleichterungen nicht berufen, sondern es müssen alle 
Verkaufsvorgänge einzeln aufgezeichnet werden. 

Von besonderer Bedeutung ist die Aussage, dass die erleichterten Aufzeichnungspflichten auch bei 

Dienstleistungen – wie Frisörgewerbe oder Gastronomie – gelten. Auch in diesen Fällen braucht 

unter den genannten Voraussetzungen der Name des Vertragspartners nicht aufgezeichnet zu 

werden. 

Bei dem Einsatz einer Waage, z.B. beim Verkauf von Obst und Gemüse ist zu unterscheiden: 

– Liegen Einzeldaten einer Waage (Artikel, Gewicht bzw. Menge und Preis der Ware) einem 
aufzeichnungs- und aufbewahrungspflichtigen Geschäftsvorfall zugrunde, sind diese einzeln 
aufzuzeichnen und aufzubewahren.  

– Werden diese Einzeldaten zusätzlich in einem elektronischen Kassensystem aufgezeichnet, so 
brauchen die Einzeldaten der Waage nicht zusätzlich aufbewahrt werden.  

– Verwendet der Stpfl. eine offene Ladenkasse sowie eine Waage, die lediglich das Gewicht 
und/oder den Preis anzeigt und über die Dauer des einzelnen Wiegevorgangs hinaus über keine 
Speicherfunktion verfügt, so brauchen die Einzeldaten der Waage nicht aufgezeichnet zu werden.  



– Erfüllt die Waage hingegen die Voraussetzung einer elektronischen Registrierkasse, ist die 
Verwendung einer offenen Ladenkasse unzulässig. 

c) Aufzeichnungspflichten bei Verwendung einer offenen Ladenkasse 

Es besteht keine gesetzliche Pflicht zur Verwendung eines elektronischen Kassensystems. 

Einzelaufzeichnungen können durch die vollständige und detaillierte Erfassung aller baren 

Geschäftsvorfälle in Form eines Kassenbuchs erfolgen. Wird ein Kassenbericht zur Ermittlung der 

Tageslosung verwendet, kann die Einzelaufzeichnung auch durch die geordnete (z.B. nummerierte) 

Sammlung aller Barbelege gewährleistet werden. 

Besteht aus Zumutbarkeitsgründen keine Verpflichtung zur Einzelaufzeichnung, müssen die 

Bareinnahmen zumindest anhand eines Kassenberichts nachgewiesen werden. Dabei ist stets 

vom gezählten Kassenendbestand des jeweiligen Geschäftstags auszugehen. Von diesem 

Kassenendbestand werden der Kassenendbestand bei Geschäftsschluss des Vortags sowie die 

durch Eigenbeleg zu belegenden Bareinlagen abgezogen. Ausgaben und durch Eigenbeleg 

nachzuweisende Barentnahmen sind hinzuzurechnen. 

Hinweis: 

Ein sog. „Zählprotokoll“ (Auflistung der genauen Stückzahl vorhandener Geldscheine und -münzen) ist nicht 
erforderlich, erleichtert jedoch den Nachweis des tatsächlichen Auszählens. 

Kasseneinnahmen und Kassenausgaben sind täglich festzuhalten. Werden Kasseneinnahmen und 

-ausgaben ausnahmsweise erst am nächsten Geschäftstag aufgezeichnet, ist dies noch 

ordnungsgemäß, wenn zwingende geschäftliche Gründe einer Aufzeichnung noch am gleichen Tag 

entgegenstehen und aus den Aufzeichnungen und Unterlagen sicher entnommen werden kann, wie 

sich der sollmäßige Kassenbestand entwickelt hat. Bei Kassen ohne Verkaufspersonal (sog. 

Vertrauenskassen, wie z.B. beim Gemüseverkauf am Feldrand, Fahrscheinautomaten sowie Waren- 

und Dienstleistungsautomaten) wird es nicht beanstandet, wenn diese nicht täglich, sondern erst bei 

Leerung ausgezählt werden. 

4 Ab 2020: Zertifizierte Sicherheitseinrichtung 

In der Praxis wurde vielfach festgestellt, dass es zahlreiche technische Möglichkeiten zur 

Manipulation von elektronischen Registrierkassen gibt. Tatsächlich kamen Programme zum Einsatz, 

die eine nachträgliche Kürzung der Einnahmen durch Löschung von Einzeldaten systematisch 

erlaubten. Um dies zu verhindern, wurde gesetzlich festgeschrieben, dass elektronische 

Registrierkassen ab dem 1.1.2020 mit einer zertifizierten technischen Sicherheitseinrichtung zu 

schützen sind. 

Hinweis: 

Um die Umstellung zu erleichtern, hat der Gesetzgeber eine Übergangsregelung geschaffen. Nach der 
Übergangsregelung können alle ab dem 25.11.2010 erworbenen Kassensysteme, die bauartbedingt bis 2020 
nicht auf die Anforderungen des neuen Kassengesetzes umgerüstet werden können, bis zum 31.12.2022 
weiterverwendet werden.  

Im Übrigen werden viele Hersteller für bestehende Kassensysteme Nachrüstlösungen anbieten. Generell sollte 
bei anstehenden Neuanschaffungen von Kassensystemen darauf geachtet werden, dass der Anbieter eine 
Nachrüstungsgarantie gibt. 

Das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik hat mittlerweile in Technischen Richtlinien 

die technischen Anforderungen an das Sicherheitsmodul, das Speichermedium und die einheitliche 

digitale Schnittstelle des elektronischen Aufzeichnungssystems festgelegt. Die Technischen 

Richtlinien sind auf der Internetseite des Bundesamts für Sicherheit in der Informationstechnik 

veröffentlicht. 

Somit besteht nun die Basis, dass die Hersteller von Kassensystemen diese auf die zukünftig zu 

erfüllenden Anforderungen ausrichten. 

 


